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Um die Kampagne des Deutschen Sport-

bundes bekannt zu machen, ist inzwi-

schen ein erster Schritt getan worden.

Auf insgesamt 120 000 großflächigen

Werbetafeln ist das Anliegen „Sport tut

Deutschland gut“ deutlich sichtbar.

Dass sich die Polizei von der Kampagne

angesprochen fühlen muss, liegt auf der

Hand. Es gibt kaum einen Beruf, bei dem

Fitsein eine so große Rolle spielt wie im

Polizeidienst. Sicherlich bringen Gesund-

heitsbeeinträchtigungen oder körperliche

Einschränkungen bei den Beschäftigten

für jedes Unternehmen Probleme. Poli-

zeibeamtinnen und -beamte brauchen

aber in besonderer Weise neben einer

stabilen Gesundheit eine sehr gute Kon-

dition, um stark beanspruchende Ein-

satzsituationen durchhalten zu können.

Sie müssen als Träger staatlichen Ge-

waltmonopols unmittelbaren Zwang an-

wenden, was wiederum eine besondere

körperliche Fitness voraussetzt. Dieses

Bild entspricht auch dem Anspruch, den

die Gesellschaft an die Polizei stellt: Ne-

ben hohem fachlichen Wissen und Kön-

nen wird körperliche Leistungsfähigkeit

als unerlässlich erachtet.

Die dienstlichen Sportangebote reichen

bei weitem nicht aus, den Grad der Fit-

ness zu erreichen oder zu erhalten, der

bei Polizeibeamtinnen und -beamten er-

wartet werden muss. Der Dienstsport

stellt nur ein Minimum dar, ist aber ein

Anreiz für ein regelmäßiges sportliches

Training. Dieses Ziel verfolgt auch die

Kampagne „Sport tut der Polizei gut“.

Möglichst viele in der Polizei sollen an-

gesprochen werden. „Beweg Dich“ soll

das Motto lauten. Polizeibehörden und

-einrichtungen sowie jeder Einzelne müs-

sen sich angesprochen fühlen, neue

Ideen und Impulse sind gefragt. �
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„ S p o r t  t u t  d e r  
Po l i z e i  g u t “

Unter diesem Motto soll die große Ge-

sellschaftskampagne des Deutschen

Sportbundes „Sport tut Deutschland

gut“ unterstützt und gefördert werden.

Den Startschuss zu dieser Aktion gaben

Bundespräsident Johannes Rau und der

Präsident des Deutschen Sportbundes,

Manfred von Richthofen, im Amtssitz

des Staatsoberhauptes, dem Berliner

Schloss Bellevue. Im Beisein namhafter

Repräsentanten aus Politik, Sport und

Wirtschaft übernahm der Bundespräsi-

dent die Schirmherrschaft über die auf

mehrere Jahre angelegte Kampagne,

mit der die herausragende Rolle, die der

Sport nicht nur für den Einzelnen, son-

dern für die Gesellschaft insgesamt

spielt, herausgestellt werden soll.
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E-Mail: streife@im.nrw.de

Liebe Leserinnen und Leser,

die Schlagzeilen vieler Magazine und Tageszeitungen zu
den Ereignissen in den Polizeipräsidien Köln und Hagen
haben sicher auch bei Ihnen Bestürzung, Betroffenheit
und Fragen hervorgerufen.

Zunächst der tragische Tod eines jungen Mannes nach
einer Zuführung zur Polizeiwache Eigelstein in Köln:
Nicht nur für seine Familie und für die Öffentlichkeit,
sondern auch für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Kölner Polizei und die gesamte Polizei NRW ist es
wichtig, dass die tatsächlichen Abläufe umfassend
aufgeklärt werden. Der entscheidende Anstoß ist dazu
durch eine Beamtin und einen Beamten erfolgt. Die
Staatsanwaltschaft und das Polizeipräsidium Köln
ermitteln seitdem mit großem Nachdruck. Eine Arbeits-
gruppe bei der Bezirksregierung und eine beim Polizei-
präsidium Köln untersuchen die Vorgänge und Abläufe
intern.

In Hagen erhebt eine Polizeibeamtin schwere Mobbing-
Vorwürfe gegen Vorgesetzte und Kollegen ihrer Dienst-
gruppe. Die Staatsanwaltschaft Hagen und das PP Bo-
chum ermitteln, und eine Arbeitsgruppe der Bezirksre-
gierung Arnsberg untersucht die Möglichkeiten, Mobbing
frühzeitig zu erkennen und wird dem Innenministerium
Vorschläge unterbreiten.

Zwei Vorfälle, die das Vertrauen der Bevölkerung in die
Polizei, und das nicht nur in Köln und Hagen, erheblich
belasten können.

Der Leiter der Polizeiabteilung, Mindgt. Norbert Salmon
und der neue Inspekteur der Polizei, Dieter Wehe, haben
am 20. Juni 2002 den Innenausschuss des Landtages
über die Geschehnisse in Köln und Hagen informiert. 
Sie haben die Möglichkeit, im Intranet der Polizei NRW
unter http//lv.polizei.nrw.de die detaillierten Stellung-
nahmen des Innenministeriums nachzulesen.

Redaktion „Streife“

Fotos: Jochen Tack, Jan Potente, 
Yavuz Arslan

14

28

8

17



Großalarm für die nordrhein-westfälische

Polizei. Während in den sechs Standor-

ten der Spezialeinheiten die Alarmierung

läuft, findet sich im Düsseldorfer Polizei-

präsidium der Ständige Stab ein. Auf dem

Flughafen formieren sich die Krisenstäbe

der LTU und der Flughafengesellschaft.

Soweit die Eingangslage. Für die 180

Insassen beginnt aber erst jetzt ihre

„Geiselnahme“, denn der erste Teil des

Fluges fand nur in den Unterlagen der

Übungsleitung statt. Der Airbus steht be-

reits auf dem Vorfeld des Düsseldorfer

Airports. Die Türen des A 330 werden,

nachdem alle an Bord sind, verschlossen

und die drei „Übungsentführer“ beginnen

ihren Auftrag. Sie sprechen nur spanisch

und gebrochenes Englisch. Sie haben ein

grobes Drehbuch für den ersten Teil der

Übung, doch wie sie ausgeht, weiß zu

diesem Zeitpunkt noch niemand. Das

Ende wurde offen gelassen, die Lage soll

sich selbst weiterentwickeln.

Auf dem Flughafen treffen Spezialeinhei-

ten der Polizei NRW und des Bundes-

grenzschutzes ein. Seit dem Jahr 2000

gibt es einen Vertrag zwischen Nordrhein-

Westfalen und dem Bund, der die Zu-

sammenarbeit bei Geiselnahmen im Luft-

verkehr regelt. Die Grenzschützer (GSG 9)

trainieren ständig Techniken und Takti-

ken an allen Flugzeugmustern, die im

Dienst sind. In diese Ausbildung einbe-

zogen werden auch die Mitglieder der SEK

in den Ländern.

Ziel der Übung, die einmal jährlich an

einem anderen Flughafen in Nordrhein-

Westfalen durchgeführt wird, ist die Op-
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F l u gha f enübung
D ü s s e l d o r f

Der Airbus A 330 der LTU schwebt ruhig in über zehntausend Metern Höhe über dem Mittel-

meer. Er kommt aus Mallorca und ist auf dem Rückweg nach München. An Bord befinden sich

180 feiernde Passagiere. Kurz nach Überquerung der Alpen stürmen drei bewaffnete Männer

das Cockpit und zwingen die Piloten zu einer Kursänderung. Sie wollen zum Flughafen

Düsseldorf International.



timierung des Zusammenwirkens der Spe-

zialeinheiten im Einsatzabschnitt „Tat-

objekt“, also vor Ort, der Einsatzleitung

sowie anderer Einsatzabschnitte. Die

Übung soll zeigen, wo die Stärken und

Schwächen in der Zusammenarbeit aller

Beteiligten liegen. Dafür werden die se-

paraten Trainings der Spezialeinheiten,

in erster Linie Zugriffstechniken direkt

am Flugzeug, die Planübungen der Stän-

digen Stäbe der Polizei und die Koope-

ration mit den Mitgliedern des „Crisis

Management“ der LTU und des Flughafens

Düsseldorf International zusammenge-

führt.

Die Geiselnehmer setzen die Einsatzkräf-

te direkt von Anfang an unter „Dampf“.

Forderungen werden gestellt, die alle Be-

teiligten voll in Anspruch nehmen. Der

Abstellplatz des Flugzeuges missfällt den

Tätern. Der Flieger soll an einen anderen

Platz geschleppt werden. Schnell muss

ein geeignetes Fahrzeug ran, ein passen-

der Platz gefunden werden. Der normale

Betrieb des Airports läuft weiter, was die

Situation nicht vereinfacht. Michael

Hanné, Leiter des Krisenstabes des Flug-

hafens, muss alle Register ziehen, um die

technische und logistische Seite der Krise

zu managen. „Man muss auf all die An-

forderungen schnell und professionel rea-

gieren“, sagt Hanné. „Es gibt keine Stan-

dardlösungen in solch einem Fall. Die

Übung hat gezeigt, dass man mit allem

rechnen muss. Flexibilität ist wichtig und

der enge Kontakt zu allen Beteiligten.“

Wie flexibel die Einsatzkräfte sein müs-

sen, zeigt sich schnell. Die Entführer wol-

len 180 Essen haben. Während die Ver-

pflegung der Geiseln, darunter auch eine

komplette Crew der LTU, organisiert wird,

versuchen die Spezialisten der Verhand-

lungsgruppen die Täter zu Zugeständnis-

sen zu bewegen. Unter dem Schutz von

Sicherungsschützen der SEK wird das Es-

sen angeliefert. Einige Zeit später lassen

die Geiselnehmer rund ein Drittel der Pas-

sagiere und Besatzungsmitglieder frei.

Busse müssen dafür organisiert werden.

Die Flughafenfeuerwehr und auch der lei-

tende Notarzt stehen für alle Fälle bereit.

Die Freigelassenen werden am Flughafen

in vorbereiteten Räumlichkeiten direkt

betreut und versorgt. Dort werden sie

auch durch den so genannten Einsatzab-

schnitt „Ermittlungen“, also von Beam-

tinnen und Beamten des Polizeipräsidi-

ums Düsseldorf befragt.

Für den Piloten des LTU-Airbus ist die

Übung eine harte Prüfung. Über ihn fin-

det die Kommunikation der Täter mit der

Verhandlungsgruppe statt. Die Entführer

spielen ihre Rolle sehr realistisch, das

überträgt sich auch auf die Geiseln. Der

LTU-Pilot wird ständig mit einer Waffe

bedroht. „Schnell bauten sich Agressio-

nen gegen die Täter, aber auch Ängste

bei unserer Crew auf“, sagt Frank Peters,

zuständig für die Sicherheit bei der LTU.
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▼

Zusammen mit dem

Bundesgrenzschutz (GSG 9)

übte die nordrhein-west-

fälische Polizei auf dem

Flughafen Düsseldorf

International die Beendi-

gung einer Flugzeug-

entführung unter Real-

bedingungen.

Fotos: Jochen Tack



„Eine derartige Situation kann man im

normalen Training des Personals nicht si-

mulieren. Die Erfahrungen unserer Leute

werden auf jeden Fall in die kommenden

Ausbildungen mit einbezogen.“

In der Zwischenzeit spitzt sich die Situa-

tion zu. Eine Geisel wird verletzt aus dem

Flugzeug gelassen. Das SEK birgt die Per-

son mit gepanzerten Sonderfahrzeugen.

Der Notarzt kommt zum Einsatz. Die Ent-

führer machen weiterhin massiv Druck,

um ihre Forderungen durchzusetzten. Der

Ständige Stab im Düsseldorfer Präsidium

analysiert die Lage kontinuierlich, Lö-

sungsvarianten werden diskutiert. Die

Beamten sammeln alle Informationen,

die sie über die Täter erlangen können,

lassen sich jedes Detail vom Flugfeld be-

richten. Die Lage wird komplizierter, als

die politischen Forderungen nicht mehr

erfüllbar werden. Für Thomas Jungbluth,

Leiter der ZKB im Düsseldorfer Präsidium

und Polizeiführer dieser Übung, ist die

Trainingssituation der Übung schnell ge-

wichen. „Der Kopf schaltet schnell vom

,Spiel’ auf eine echte Situation um“,

stellt Jungbluth fest. „Draußen bewegen

sich dieses Mal richtige Personen, jede

Entscheidung, die wir hier im Stab tref-

fen, hat Auswirkungen auf die Situation

im Flugzeug. So wird eine Lage viel ein-

dringlicher und ernsthafter als bei reinen

Stabsübungen.“
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Über zehn Stunden dauert nun die Ent-

führung des Airbus. Es regnet in Strömen,

längst ist der Betrieb auf dem Flughafen

eingestellt. Irgendwann nach zwei Uhr

nachts fällt die Entscheidung. Die Lage ist

nicht mehr mit Verhandlungen zu lösen.

Die Einsatzkräfte bereiten sich auf den

Planzugriff vor. Feuerwehr und Rettungs-

kräfte stehen in Bereitschaft. Die NRW-

Spezialeinheiten sichern die Maschine.

Binnen Sekunden stürmen die Mitglieder

der GSG 9 den Airbus. Alle drei Täter wer-

den überwältigt. Die Geiseln kommen un-

versehrt davon. Doch noch ist die Lage

nicht beendet. Nachdem die Geiselnehmer

festgenommen und von Bord gebracht

werden, muss sichergestellt werden, dass

die Kabine wirklich sicher ist. Die Beamten

des Spezialeinsatzkommandos überwachen

die Evakuierung des Flugzeuges. Alle Pas-

sagiere und die Crew werden in gesicher-

ten Bussen zu Sammelstellen gebracht.

In den Krisenstäben wird aufgeatmet.

„Die Anspannung zwischen Zugriff und

der Meldung, dass alles geklappt hat, ist

riesig“, sagt Thomas Jungbluth. Ihm hat

die Beharrlichkeit und die Ernsthaftigkeit

aller Teilnehmer trotz der Wetterbedin-

gungen ebenso imponiert, wie die Be-

reitschaft und das Engagement der Flug-

hafenbetreiber und der LTU, an der Übung

mitzuwirken. „Nur durch solch eine Voll-

übung kann man die vielen Aspekte einer

derartigen Lage durchspielen und Proble-

me erkennen. Da treten plötzlich Situa-

tionen auf, an die man bei ,trockenen’

Übungen nie denken würde. Deshalb ist

es sehr sinnvoll, in einem so großen Um-

fang zu üben“, resümiert Jungbluth.

Auch der Notizblock von LTU-Sicherheits-

chef Frank Peters ist voll mit Anregun-

gen und Erfahrungen aus der Übung. „Die

Erfahrungen dieser langen Nacht werden

in die zukünftige Arbeit des Krisenstabes

und der Crew-Ausbildung bei der LTU ein-

fließen.“

Während die Einsatzkräfte ihre Ausrüs-

tungen einpacken und durch die kalte,

verregnete Nacht zu ihren Standorten zu-

rückfahren, rücken am Airbus der LTU die

Reinigungskolonnen an. In wenigen

Stunden soll der Flieger wieder los. Mit

echten Passagieren, in die Sonne von

Mallorca.

Jochen Tack,

Info@jochentack.com
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NRW-Spezial-

einheiten

optimieren

kontinuierlich

ihre Einsatz-

leistungen 

unter „Real-

bedingungen“. 
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M i n i s t e r  B e h re n s
b e s u c h t  d i e

K P B  M e s c h e d e

Bei strahlendem Sonnenschein empfin-

gen Landrat Leikop und mehr als drei-

ßig Kolleginnen und Kollegen der Poli-

zeibehörde Meschede Innenminister

Behrens im Kreishaus. Nach der Begrü-

ßung durch den Landrat hielten in ent-

spannter Atmosphäre vier Kollegen ihre

Fachvorträge. Eine Fragestunde schloss

die Veranstaltung ab.

Den Anfang machte PHK Mohr. Er berich-

tete über die Reduzierung von Kradunfäl-

len und deren Folgen im Bereich der

Kreispolizeibehörde Meschede.

Im Rahmen einer Kampagne zur Ver-

kehrssicherheitsarbeit war es der Behör-

de u.a. mit dem Verteilen eines „Sauer-

land-Roadbooks“ gelungen, die in den

zurückliegenden Jahren hohen Zahlen der

verunglückten Zweiradfahrer deutlich zu

senken. Besonders erfreulich auch des-

halb, weil die Zahl der verunglückten

Kradfahrer auf den vier Roadbook-Stre-

cken, soweit sie durch den Bereich der

KPB verlaufen, insgesamt um mehr als

9% abgenommen hat.

Das Sauerland-Roadbook entstand in ei-

ner behördenübergreifenden Kooperation

mit dem Hochsauerlandkreis. Es spricht

Motorradfahrer aller Altersgruppen an

und gibt allgemeine Sicherheitshinweise

zum Motorradfahren. Darüber hinaus wer-



den Motorradtouren vorgeschlagen und

in diesem Zusammenhang gezielt über

deren Gefahren- und Unfallstellen infor-

miert.

Das Roadbook wird über das Internet

www.sauerland-touristik.de sowie über

die Touristikzentrale des Hochsauerland-

kreises vertrieben.

Weiter ging es mit POK Lenser, der aus

seiner Sicht über die Zukunftsperspekti-

ven bzw. die Beförderungssituation des

Laufbahnabschnittes II referierte.

„Die Polizei NRW nimmt im Länderver-

gleich erfreulicherweise einen Spitzen-

platz ein, wenn es um den Laufbahn-

gruppenanteil gehobener Dienst geht.

Trotzdem werden die Folgen im Umset-

zungsprozess hin zur zweigeteilten Lauf-

bahn, insbesondere bei den Kolleginnen

und Kollegen des so genannten Lauf-

bahnabschnittes II kontrovers diskutiert

und Unmut geäußert“, so POK Lenser.

Anhand von Beispielen verdeutlichte POK

Lenser die Situation in den Besoldungs-
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Neben Minister Behrens 

waren auch Fachreferenten 

aus dem Innenministerium 

angereist (links: Landes-

kriminaldirektor Enno Brillo).

Fotos: Yavuz Arslan
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Einsatzreferent

LPD Jürgen

Mathies (oben)

antwortete auf

Fragen zur BKV

und zum DSM.

Z u m  T h e m a :
Innenminister Behrens besucht regelmäßig die Kreispolizeibehörden und Polizei-

einrichtungen in Nordrhein-Westfalen. Diese stellen ihm wichtige Projekte vor, u.a.

berichten sie als Modellbehörden vom Stand ihrer Landesprojekte oder über heraus-

ragende Eigeninitiativen.

Zudem nimmt sich Minister Behrens viel Zeit für die Kolleginnen und Kollegen der

Basis. Diese nutzen die Möglichkeit, direkt Fragen zu stellen bzw. dienstliche Sorgen,

Wünsche, aber auch Anregungen vorzutragen.

Minister Behrens und die ihn begleitende Delegation aus dem Innenministerium

antworten direkt und informieren über aktuelle polizeiliche Entwicklungen in NRW.

In den Einsatztrainings der „klassischen“

IF (Erl. IM NRW v. 5. 3. 1996) trainieren

Beamtinnen und Beamte aus unter-

schiedlichen Basisiorganisationseinhei-

ten, obwohl sich aus unterschiedlichen

Verwendungen auch differente Bedarfs-

strukturen ergeben. „Sinnvoller ist es“,

so EPHK Blanke, „wenn die Menschen, die

zusammen arbeiten auch zusammen trai-

nieren. Dazu gehört auch, dass sie ihren

Trainingsbedarf selbst definieren.“

Das in diesem Sinne konzipierte „Training

BOE“ wurde 1999/2000 in drei Modellbe-

hörden mit überaus positiven Ergebnis-

sen erprobt.

Zusätzlich zu im Erlass beschriebenen

Zielen ergeben sich folgende Aspekte:

● Unmittelbare Einbeziehung des direk-

ten Vorgesetzten in Konzeption und

Training

● Vereinbarungen hinsichtlich der Um-

setzung trainierten Einsatzverhaltens

in der Gruppe

● Kostenminderung durch unmittelbare

bedarfsorientierte Fortbildungsmaß-

nahmen

Zur Durchführung der Trainings ist aber

unabdingbar, dass die Trainerinnen und

Trainer Anpassungsfortbildungen besu-

chen, sie von den Führungsverantwort-

lichen akzeptiert und unterstützt wird und

sie die Vereinbarungen kontrollieren. �

ämtern der I. und II. Säule, insbesondere

bei den Beförderungsmöglichkeiten nach

A 12 und A 13.

PHK Meier führte anschließend einen

sehr detaillierten Vergleich zur personel-

len Auswirkung der BKV in ländlichen und

städtischen Kreispolizeibehörden.

Als letzter Vortragender ging EPHK Blan-

ke in den Ring. Sein Thema war das Ein-

satztraining von Basisorganisationsein-

heiten.
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1991 wurde Dieter Wehe zum Land Bran-

denburg abgeordnet und war dort maß-

geblich am Aufbau der Polizeischule be-

teiligt. Ein Jahr später übernahm er die

Stelle des Leiters Ständiger Stab beim PP

Dortmund. Dieser Aufgabe folgte die Ver-

setzung zum PP Münster als Leiter des

Abteilungsstabes. Hier leitete er Einsät-

ze aus besonderem Anlass (Geiselnahme,

Entführung, Größeres Schadensereignis)

und war Projektleiter bei der Einführung

Neuer Steuerungsmodelle. In diese Zeit

fiel auch eine Wirtschafthospitation bei

der Unternehmens- und Personalberatung

Kienbaum & Partner sowie die Teilnahme

an zahlreichen Beratungsprojekten im

privatwirtschaftlichen Bereich.

1998 wechselte Dieter Wehe an die Poli-

zei-Führungsakademie und wurde dort

Leiter des Fachbereiches Führung, Orga-

nisations- und Wirtschaftswissenschaf-

ten. Er veröffentlichte zahlreiche Fach-

aufsätze zu den Themen Mitarbeiterfüh-

rung und Verwaltungsmodernisierung.

Bevor er Anfang Juni 2002 die Nachfolge

von Herrn Dieter Glietsch antrat, war Die-

ter Wehe Referatsleiter „Einsatz“ im

Innenministerium NRW.

Sein neuer Aufgabenbereich als Inspek-

teur der Polizei steht an der Schnittstel-

le zur Politik. Daneben ist er im nord-

rhein-westfälischen Innenministerium als

Referatsleiter für Einsatzfragen, Steue-

rung und Führung, Inspektionen, Verkehr

und das Lagezentrum zuständig. Darüber

hinaus wurde Dieter Wehe mit der Lei-

tung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe

Internationale Polizeieinsätze beauftragt.

So weit zur Person Dieter Wehe und

seinem Werdegang. In einer der nächsten

Ausgaben wird die Redaktion „Streife“

mit dem neuen Inspekteur ein aus-

führliches Interview, u.a. zu aktuellen

Themen der Polizei NRW, führen. �

N e u e r  I n s p e k t e u r  
d e r  Po l i z e i  N RW

Dieter Wehe (49) ist neuer Inspekteur

der nordrhein-westfälischen Polizei.

„Damit bekommt die Polizei in NRW

abermals einen erfahrenen Polizeifach-

mann mit einem hohen Maß an Inte-

grität“, erklärte Innenminister Behrens.

Wehe werde die notwendigen Weiter-

entwicklungen im Polizeibereich, die ge-

zielt die innere Sicherheit festigen sol-

len, zügig vorantreiben, so der Minister.

Dieter Glietsch, bisheriger Inspekteur,

wurde – wie bereits in der letzten

„Streife“ berichtet – im Mai zum Poli-

zeipräsidenten in Berlin gewählt.

Zur Person:

Dieter Wehe wurde 1970 in den Polizei-

dienst eingestellt. Nach der Ausbildung

versah er Dienst als Streifenbeamter in

Köln und Dortmund. Im gehobenen

Dienst war er als Dienstgruppenleiter in

Dortmund und als Fachlehrer und Zug-

führer in der damaligen Bereitschafts-

polizei in Selm-Bork tätig. Nach seinem

Aufstieg in den höheren Polizeivollzugs-

dienst übernahm er 1986 erste Führungs-

aufgaben als Schutzbereichsleiter in

Wuppertal und Hamm. Als Leiter Stab

und Ausbildungsleiter der Bereitschafts-

polizei nahm er später an zahlreichen,

auch bundesweiten Einsätzen, teil. 

Dieter Wehe



B u n d e s we i t e s  F e s t i va l  
d e r  Po l i z e i -

P u p p e n b ü h n e n
–  i n  D o r t m u n d  u n d  L ü n e n  

e i n  vo l l e r  E r f o l g Stadt Dortmund und dem Verein zur För-

derung der Methode Puppenspiel in der

Kriminal- und Verkehrsprävention (VPKV)

bekam die Polizei Dortmund den Zuschlag

für Räume innerhalb des Westfalenparks

Dortmund. Durch das hohe persönliche

Engagement aller Beteiligten hieß es

bereits am 23. Februar dieses Jahres

„Vorhang auf“. Das damit verbundene

Konzept sieht vor, die Besucher – zurzeit

Kindergartenkinder und Schüler – von Be-

zirksbeamten von der Einrichtung oder

Schule bis zur Bühne zu begleiten. Dabei

üben die Kinder mit den Erwachsenen

und der Polizei u.a. das Überqueren der

Fahrbahn und das Verhalten an und in

öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Ver-

kehrsbetriebe in Dortmund und Lünen

transportieren die Kinder und ihre Be-

gleiter kostenlos (Nutzung des Allbert-

Tickets). Die bisherige Verkehrserziehung

vollzog einen Wandel zur Mobilitätsschu-

lung (Gesundheit, Umwelt, Soziales und

Verkehr).

Der zweite Denkanstoß kam aus Nürn-

berg. Dort richteten die bayerischen Kol-

legen im Mai 2000 anlässlich des 10-jäh-

rigen Bestehens der Nürnberger Polizei-

puppenbühne eine Festival aus. Die teil-

nehmenden Dortmunder Puppenspieler

dachten sich, nach 40 Jahren stellen wir

Ähnliches auf die Bühne. Sie nahmen sich

vor, die Prävention ins Bewusstsein der

Dortmunder und Lünener Bürger zu rufen,

den Stellenwert der Vorbeugung bei der
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Die KPB Dortmund kann auf 40 Jahre

Polizei-Puppenbühne zurückschauen.

Das war für das Kommissariat Vorbeu-

gung bereits im Jahre 2000 Anlass,

über die Zukunft von Kasper, Wuschel

und Co. nachzudenken. Ziel war es, die

Methode Puppenspiel im Präventions-

bereich zu intensivieren, z.B. durch Ein-

sparung des täglichen Bühnenauf- und

-abbaus.

In der Nachbarstadt Bochum erhielt man

die Anregung für eine stationäre Pup-

penbühne. Im Präsidium Dortmund stan-

den allerdings keine Räumlichkeiten zur

Verfügung. Über die Kooperation mit der

Für die

Puppenbühne

PP Reckling-

hausen ließen

Susanne Klodt

und Peter Jung

die „Puppen

tanzen“.

Fotos: J. Tack



Polizei zu verdeutlichen und die Ziel-

gruppenkontakte zu steigern. Gedacht,

getan. So reisten in der vorletzten April-

woche neunzehn Puppenspieler-Teams

der Polizei aus sechs Bundesländern nach

Dortmund. Unter der Schirmherrschaft

von Innenminister Dr. Fritz Behrens wur-

de das Festival am 22. April 2002 vor den

Medien und einem breiten Fachpublikum

eröffnet. Die humorvolle Laudatio sprach

Bruno Knust mit seiner Puppe „Günna“.

Gleich hier wurde deutlich, wie wertvoll

die Methode Puppenspiel sein kann (es

blieb kein Auge trocken). Im Laufe der

Woche fanden einundsiebzig Aufführun-

gen an neun Spielorten zur Kriminal- und

Verkehrsprävention statt. Von den 5 065

Kindergartenkindern sowie Schülern der

Grund- und weiterführenden Schulen ein-

schließlich ihrer 615 erwachsenen Be-

gleiter gilt es, einen Dank weiterzugeben.

Ein Dankeschön, an das sich alle Betei-

ligten der KPB Dortmund gerne anschlie-

ßen. Der Dank gilt den vierundfünfzig

Polizei-Puppenspielern aus Borken,

Detmold, Duisburg, Eberswalde, Gü-

tersloh, Hagen, Hamm, Herford, Kleve,

Leipzig, Mönchengladbach, Nürnberg,

Potsdam, Recklinghausen, Rostock,

Schleswig-Holstein, Steinfurt, Wesel

und Zwickau. Neben ihren Aufführungen

hatten die Aktiven in ihrer spielfreien

Zeit die Möglichkeit, bei anderen Bühnen

zu hospitieren. Ferner wurden ihnen

Workshops zu den Themen „Sprachtrai-

ning“ – Sabine Stein (WDR-Moderatorin

und Sprachtrainerin) – und „Puppenfüh-

rung“ – Bruno Knust (Kabarettist und

Puppenspieler) – angeboten.

Zur Abrundung der Woche haben wir als

Gastgeber versucht, allen Gästen ein we-

nig von Dortmund zu zeigen. Einen klei-

nen Festival-Einblick mögen die beige-

fügten Bilder vermitteln. Nachfragen sind

an das Kommissariat Vorbeugung in

Dortmund

(Tel. 02 31/1 32-70 82, Fax 02 31/70 85,

E-Mail: kv/vsb@polizei-dortmund.de)

zu richten.
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Darlehen mit Lebensversicherung

Jetzt Träume erfüllen
Wer sein Leben aktiv gestaltet, hat Ziele und Wünsche: Das Studium der
Kinder soll finanziert werden oder ein neues Auto. Beamte auf
Lebenszeit erhalten besondere Darlehenskonditionen in Verbindung
mit einer Lebensversicherung der Hamburg-Mannheimer: beispiels-
weise z. Zt. 5,95% nominal und  6,53% effektiv bei 12 Jahren Lauf-
zeit (Stand: 11. 9. 2001). Getilgt wird am Schluss durch die Lebensver-
sicherung. Übrigens: Auch zur Ablösung teurer Darlehensverpflichtungen
ist das Beamtendarlehen geeignet.

Fragen Sie unsere Experten auch nach
den Darlehens-Konditionen für den
öffentlichen Dienst sowie die Inan-
spruchnahme der Riester-Rente:

Ein Unternehmen der
ERGO Versicherungsgruppe.

Filialdirektion Münster:
Ruf (02 51) 53 02 90
Fax (02 51) 5 30 2919

Filialdirektion Köln:
Ruf (02 21) 5 72 0310
Fax (02 21) 5 72 0315

Innenminister Behrens

und Polizeipräsident

Schulze begrüßten 

die Festivalteilnehmer.

Foto: Red.



Neben der im ersten Schritt dringend be-

nötigten Ausstattung in nahezu allen Be-

reichen polizeilicher Arbeit hat das Team

vor allem die Aufgabe, bei der Reformie-

rung der Ausbildung und Organisation der

zukünftigen afghanischen Polizei sowie

bei der Drogenbekämpfung als Berater für

die jeweiligen afghanischen Verantwor-

tungsträger zur Verfügung zu stehen.

Und nach sechs Wochen ist dieser Auf-

trag nach unserer Meinung auch genau

die richtige Wahl gewesen, denn die af-

ghanischen Kollegen sind zum ganz über-

wiegenden Teil durchaus gut qualifizierte

Polizisten, die lediglich während der letz-

ten 20 Jahre schlummern mussten, in de-

nen Afghanistan der Schauplatz von krie-

gerischen Auseinandersetzungen unter-

schiedlichster Natur war. Vieles von die-

ser guten polizeilichen Ausbildung ist
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„ E i n s a t z  a m  
H i n d u k u s c h “

Seit dem 2. April sind wir nun in Kabul.

Wir, das sind zwölf deutsche Polizeibe-

amte von Bund und mehreren Ländern,

die im Rahmen der „Projektgruppe

Polizeilicher Aufbau Afghanistan“

(PGPAA) die internationale Hilfe beim

Wiederaufbau der afghanischen Polizei

koordinieren sollen. Neben der Gesamt-

projektleitung im Bundesinnenministe-

rium stellt unser Projektbüro vor Ort die

unmittelbare Beratungs- und Anlauf-

stelle sowohl für die Verantwortlichen

der afghanischen Polizei als auch für

Vertreter aller Staaten dar, die sich an

dieser Hilfe beteiligen wollen.

PR Achim

Schmitz (Mitte)

koordiniert

zusammen mit

elf Kollegen 

von Bund und

Ländern den

Neuaufbau der

afghanischen

Polizei.

Fotos. A. Schmitz



auch das Resultat ehemaliger enger Be-

ziehungen zur Bundesrepublik Deutsch-

land in den 60er- und 70er-Jahren sowie

zur DDR zu Zeiten des kommunistischen

Machteinflusses nach 1979.

Wie gut diese damaligen Beziehungen

gewesen sind, können wir noch heute in

Gesprächen vor allem mit den älteren af-

ghanischen Kollegen erfahren, die immer

wieder von ihren Erlebnissen während

dieser Zeit berichten, die bis zur kom-

pletten Teilnahme an Ausbildungen zum

gehobenen und auch höheren Dienst rei-

chen.

Auf diese älteren Kollegen, die zum Teil

erst jetzt nach dem Zusammenbruch des

Taliban-Regimes wieder in die Polizei

zurückgekehrt sind oder auch gebeten

wurden, setzen wir somit auch unsere

ersten Hoffnungen beim Wiederaufbau

der afghanischen Polizei.

In den letzten sechs Wochen, in denen

wir wichtige dienstliche Kontakte aufge-

baut und auch selbst als Sofortmaßnah-

me ein Multiplikatoren-Training für Aus-

bilder an der hiesigen zwar stark zerstör-

ten, aber durch deutsche Hilfe im Auf-

bau befindlichen Polizeiakademie durch-

geführt haben, haben wir schon ein we-

nig an diese guten Beziehungen anknüp-

fen können. Der Besuch der Akademie

durch den Bundeskanzler am 9. Mai hat

dies natürlich noch einmal deutlich

unterstrichen.

Daneben galt es aber auch, unser Pro-

jektbüro, das gleichzeitig unsere ge-

meinsame Unterkunft ist, für die zu-

nächst vorgesehene Dauer des Projekts

von mindestens einem Jahr so herzurich-

ten, dass man sich nach der Arbeit auch

ein wenig wohlfühlen kann. In Kabul, auf

das unser Einsatzraum begrenzt ist, ha-

ben wir ein wirklich schönes und durch

das THW für uns weitgehend wieder in

Stand gesetztes Haus bezogen, das ne-

ben einer ausreichenden Anzahl an Räu-
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Staatsbürger-

kunde für

afghanische

Polizeibeamte.

Hamburg-Mannheimer

Beamten-/Angestellten-Darlehen
Für Sie, unsere Beamte auf Lebenszeit, Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes, haben wir spezielle Darlehens-Programme. 
Zum Beispiel Festzinsen ab 5,95 % und effektive Jahreszinsen ab 6,42 %.
In unserem InfoBüro erhalten Sie weitere schnelle und kompetente Lösungen.

Beispiel � 30-jähriger Beamter auf Lebenszeit
Festzins 6,35 %, effektiver Jahreszins 6,97 %, Laufzeit 20 Jahre.
30 000 € = monatlich 271,25 €, inkl. Lebensversicherung
50 000 € = monatlich 449,58 €, inkl. Lebensversicherung

Beispiel � 30-jähriger Angestellter, Beamter a. P. oder Arbeiter
Festzins 6,80 %, effektiver Jahreszins 7,37 %, Laufzeit 15 Jahre.
25 000 € = monatlich 235,42 €, inkl. Lebensversicherung

Generalagentur Jürgen Jäckel und Marco Heusmann:
Hannover: Wieselweg 7_30900 Wedemark_fax 0 51 30.79 03 95
Hamburg: Rathausallee 27_22846 Norderstedt_fax 0 40.52 19 39 07
Berlin: Wittestraße 30k_13509 Berlin_fax 0 30.43 57 24 91
Besuchen Sie uns auch im Internet: www.hm-darlehen.de

InfoBüro 0 800.64 65 000
Von 8 bis 20 Uhr gebührenfrei, direkt und bundesweit

Neu



men für Unterkunft und Büros auch über

einen eigenen Tiefbrunnen verfügt, der

regelmäßig Wasser spendet. Da auch meis-

tens Strom vorhanden ist, kann sogar oft

warm geduscht werden, was allerdings

In diesen Gesprächen wird dann vor al-

lem auch über die Erfahrungen berichtet,

die man neben der Aufgabe hier im Orient

täglich machen kann. Da wird von den

nach wie vor überwiegend in der ge-

sichtsverdeckenden Burkha gekleideten

Frauen, die jetzt aber schon wieder allei-

ne auf die Straße und zum Einkauf gehen,

ebenso berichtet wie von den mit bunten

Holzaufbauten verzierten Lkw, die sich

die schlechten Straßen in geordnetem

Chaos mit Tausenden von Radfahrern und

Menschen mit Hand- oder Eselskarren tei-

len. Keiner weiß im Moment genau, wie

viele Menschen sich in Kabul aufhalten –

und der Flüchtlingsstrom in die Stadt

nimmt anscheinend täglich zu. Aber für

den Betrachter hat es den Eindruck, als

sei jeder hier auf seine Weise mit dem

Wiederaufbau einer Existenz beschäftigt,

sei es als Schuster, Bäcker, Wagenwäscher

oder Händler auf dem Basar, der einem

bunten Ameisenhügel gleicht, auf dem

man ebenfalls viel Fremdes entdecken

kann, um dann um den Kaufpreis in der

Landeswährung „Afghani“ kräftig zu feil-

schen.
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bei Tagestemperaturen von etwa 33 Grad

jetzt im Mai gar nicht unbedingt not-

wendig erscheint. Eine enge Anbindung

an die deutschen Teilkräfte der Interna-

tional Security Assistant Force (ISAF) ge-

währleistet darüber hinaus einen stets

gefüllten Esstisch und erlaubt auch im-

mer mal wieder telefonische Kontakte mit

der Heimat.

Und in diesen Situationen verschwimmt

auch der Vergleich mit den Polizeieinsät-

zen im ehemaligen Jugoslawien, denn

hier wird der kulturelle Unterschied in je-

dem Alltagsdetail deutlich, der dort doch

noch verbindende Elemente aufweist.

Aber das ist natürlich auch die neue Er-

fahrung, die vor allem zum Anfang einer

solchen Mission neben der gesetzten Auf-

gabe auch den Reiz eines solchen Einsat-

zes ausmacht.

Fortsetzung folgt.

Achim Schmitz aus Kabul, 

im Mai 2002

Ein Abenteuer 

für sich, das

alltägliche 

Chaos auf den 

Straßen Kabuls.

Auch

erkennungs-

dienstliche

Behandlungs-

methoden

gehören zum

Schulungs-

programm.



Das Projekt

„Mitarbeiterzufriedenheit“ ist bekannter-

maßen eines der vier Organisationsziele

der Polizei in NRW. Mitarbeiterorientierte

Führung ist ein wesentlicher Beitrag für

effektive bürger- und kundenorientierte

Polizeiarbeit.

Eine Qualitätsleitlinie der Behörde lau-

tet: „ . . . in unserer Behörde wird eine

hohe Mitarbeiterzufriedenheit ange-

strebt, indem allen Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern die Gelegenheit geboten

wird, ihre wechselseitigen Erwartungen

und Vorschläge zu äußern. Diese werden

in Entscheidungsprozessen angemessen

berücksichtigt.“

Dies erfordert Informationen über den

Grad der Mitarbeiterzufriedenheit und die

Erwartungen der Beschäftigten an die Be-

dingungen, unter denen sie ihre Aufga-

ben erfüllen. Der Erlass des IM NRW von

Mai 2001 liefert mit dem Standard-Erhe-

bungsinstrument und der Handlungsan-

Lernen vom anderen
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Vorbereitung und

Durchführung einer

standardisierten

Mitarbeiterbefragung

(MAB) bei der 

KPB Gütersloh
▼

Kolleginnen und Kollegen 
der Polizei Gütersloh...

. . . bereiten die Instrumente . . .

. . . für eine erfolgreiche Mitarbeiterbefragung vor.
Fotos: Jan Potente



Kreispolizeibehörde 
leitung die notwendigen Voraussetzun-

gen dafür. Die KPB Gütersloh konnte sehr

bald nach Erlasseinführung mit der

Durchführung der MAB starten.

Vorgehensweise

Mit der Vorbereitung und Durchführung

der MAB wurde das Projektbüro Qua-

litätsmanagement beauftragt. Als Koor-

dinations- und Servicedienststelle unter-

stützte und beriet es Führungskräfte und

Organisationseinheiten bereits in Sachen

Dienstleistungsqualität/-mentalität, Qua-

lität polizeilicher Arbeit (im engeren Sin-

ne), Qualität der Rahmenbedingungen,

Führungs- und Steuerungskompetenz

oder wie jetzt Mitarbeiterorientierung/

Mitarbeiterzufriedenheit.

Der Koordinierungsstelle obliegen für die

MAB folgende Aufgaben: Festlegung der

Befragungsgruppen, Durchführung der

internen Öffentlichkeitsarbeit, Regelung

organisatorischer Aufgaben, Erarbeiten

behördenspezifischer Fragestellungen mit

der Behördenleitung, Codieren und Ver-

senden der Fragebögen, Prüfen der Teil-

nahmequote und ggf. Initiieren von

Erinnerungsaktionen, Organisation der

Präsentationsveranstaltungen, Steuerung

der Ergebnisberichte und Begleitung der

MAB-Folgeprozesse.

Die Ziele der MAB

● Informationen über die Erwartungen

und die Zufriedenheit der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter liegen vor

● Der Veränderungsbedarf ist erkannt

● Die Erkenntnisse werden für Verände-

rungen genutzt

● Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind

beteiligt

wurden durch die Behördenleitung – auch

im Sinne einer Selbstbindung – sehr früh

kommuniziert.

Die Mitarbeiterzufriedenheit ist im Vor-

feld der MAB mit Führungskräften und

Mitarbeitern problemorientiert erörtert

worden. Dabei war folgender Kreislauf zu

berücksichtigen: Zufriedenheit bzw. Un-

zufriedenheit entsteht aus der Diskrepanz

der wahrgenommenen Situation (IST-Zu-

stand) im Abgleich mit eigenen Ansprü-

chen (SOLL-Vorstellung). Je größer die

Diskrepanz, desto größer die Unzufrie-

denheit. Wird das IST verbessert, steigen

die Ansprüche an das SOLL, wodurch wie-

der eine Diskrepanz empfunden wird, die

erneut den Wunsch nach Verbesserung

auslöst usw. Darin liegt die „perfekte An-

leitung zum Unglücklichsein“.

Dieses Phänomen macht nicht nur das

Prinzip „Selbstverantwortung“ im Zu-

sammenhang mit Zufriedenheit/Unzufrie-

denheit deutlich, sondern erfordert auch

Interventionen an den Punkten: 1. Ver-

änderung des IST; 2. Beeinflussung von

Wahrnehmung; 3. Überprüfung von An-

sprüchen.

Es war klar, dass das Kommunizieren von

Notwendigkeit, Sinnhaftigkeit und Nut-

zen einer MAB im Vorfeld und während

der eigentlichen Befragungsphase eine

hohe Bedeutung hat. Das dazu entwi-

ckelte „Strategiepaket Öffentlichkeitsar-

beit“ beinhaltete u.a. Veröffentlichungen

in der Mitarbeiterzeitung „Dalke An Alle“,

Informationsveranstaltungen für alle

Die Mitarbeiterbefragung wurde u.a. mit Plakaten angekündigt, . . .

. . .bevor die Fragebogen an alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter versandt wurden.



Beratungsteam Steuerung und Führung

Polizei NRW der Behördenbericht allen

Leiterinnen und Leitern von Befragungs-

gruppen vorgestellt. Die Befragungsgrup-

penberichte mit Bewertungen, Hand-

lungsempfehlungen und Umsetzungshin-

weisen wurden ausgehändigt.

Die Leiterinnen und Leiter von Befra-

gungsgruppen sind nun gefordert, die Er-

gebnisse in sog. „Rückmelde-Workshops“

mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern zu erörtern. Bei Klärung von Fragen

zu den Gutachten und zur methodischen

Umsetzung werden sie vom Projektbüro

beraten und unterstützt. Die Erkenntnisse

aus diesen „Rückmeldeworkshops“ wer-

den in den Organisationsbereichen be-

wertet und umgesetzt. Erkennbar orga-

nisationsübergreifende Themen (sog.

„Überhangthemen“) werden auf der

nächsthöheren Aggregationsebene bear-

beitet.

Ein „12-Punkte-Programm“ soll die Um-

setzung der Ergebnisse zeitlich und in-

haltlich steuern. Die Vorgehensweise ist

durch folgende Grundsätze gekennzeich-

net: Dialog (Diskussion der Ergebnisse;

Führungskräfte, Präsentationsveranstal-

tung vor den Mitgliedern des Personalra-

tes, Plakataktionen, Gespräche bei den

wöchentlichen Urnenleerungen („Urnen-

Talk“), Nachfassaktion über Outlook,

Schätzwettbewerb hinsichtlich der Betei-

ligungsquote und Mitarbeiterbriefe des

Behördenleiters unmittelbar vor und

nach der Befragungsphase.

Diese Werbung für die Teilnahme an der

MAB war immer mit dem Hinweis ver-

bunden, wo detailliertere Informationen

zu erhalten sind.

Ergebnis

76,35% der Beschäftigten haben sich an

der Befragung beteiligt. Darin kommt

auch die Erwartung zum Ausdruck, dass

die MAB „etwas bringt“. Dies gilt es in

der Umsetzungsphase zu bestätigen.

Im Dezember 2001 wurde unter Teilnah-

me des Landesamtes für Datenverarbei-

tung und Statistik (statistische Auswer-

tung der Fragebögen), der Fa. context

(psychologische Begutachtung) und dem

Gütersloh

Mehr als 76 % der Beschäftigten nahmen an der Befragung teil, . . .

. . .ein Zeichen hoher Akzeptanz, aber auch
Erwartungshaltung.



steuerung und führung.polizei.nrw

Festlegung von Prioritäten), Einbezie-

hung von „Überhangthemen“, Umsetzung

(Problemlösestrategien; Ableiten von

Maßnahmen), Beteiligung (gemeinsame

Verantwortung von Mitarbeitern und Füh-

rungskräften) und Controlling (Dokumen-

tation, Kontrolle, Kommunikation).

Bei näherer Betrachtung fördert die MAB

nicht nur Mitarbeiterzufriedenheit, son-

dern dient insgesamt der praktischen

Umsetzung des Qualitätsgedankens. Die

Befragung selbst ist nur „Vehikel“ – das

„Eigentliche“ passiert in der Umset-

zungsphase, in der gemeinsamen Verant-

wortung von Behördenleitung, Führungs-

kräften und Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern.

Ausblick

In der nächsten Ausgabe berichtet die

KPB Gelsenkirchen über den Umgang mit

den Ergebnissen ihrer Mitarbeiterbefra-

gung.

Kontaktadresse

LR Gütersloh

VL 2/QM

Herzebrocker Str. 142

33334 Gütersloh

Tel.: 0 52 41-8 69-12 70

CN-Pol: 07-5 52-12 70

Bei so genannten Urnentalk’s 
kam zum Ausdruck, . . .

. . .dass die Befragung etwas 
„bringen muss“.

Das gilt es in der Ergebnis-
umsetzung zu bestätigen.



Die durch die Benutzer eingestellten Pro-

jekte werden zunächst durch den Admi-

nistrator des betreffenden Bereiches auf

Vollständigkeit und Plausibilität geprüft,

bevor sie in der Datenbank recherchierbar

sind. Neben dem LKA NRW, das für poli-

zeiliche Aufgaben zuständig ist, konnten

als Administratoren die Arbeitsgemein-

schaft Kinder- und Jugendschutz (AJS),

die Landeskoordinierungsstelle Suchtpro-

phylaxe (Ginko), und das Landesinstitut

für Schule und Weiterbildung (LSW) ge-

wonnen werden. Diese achten darauf,

dass die Projektbeschreibungen ver-

ständlich sind, um den Benutzern der Da-

tenbank eine schnelle Entscheidung hin-

sichtlich des Nutzens eines Projektes für

die eigene Problematik zu ermöglichen.

Der Nutzen der Datenbank steigt mit der

Zahl der Angebote. Aus diesem Grunde

sollen nicht nur neue, sondern auch

schon bestehende Präventionsprojekte in

die Datenbank nachträglich aufgenom-

men werden.

Als Ansprechpartner für die Pflege der

Landespräventionsdatenbank ist seitens

des LKA NRW KOK Christian Uebbing,

Dezernat 34, 02 11/9 39-73 48, zustän-

dig.

Oliver Quaas, KK, 

Landeskriminalamt NRW, SG 34.1

21streife 7–8/2002

P r ä ve n t i o n s d a t e n b a n k  
f ü r  d a s  L a n d  N RW

Seit Juli 2001 ist die Präventionsda-

tenbank des Landes NRW im Internet

verfügbar.

In Anlehnung an die bereits seit länge-

rem bestehende bundesweite Daten-

bank „Infopool Prävention“ des Bundes-

kriminalamtes (BKA) hat das LKA NRW

im Auftrag des Innenministeriums NRW

eine Datenbank für Präventionsprojekte

auf Landesebene entwickelt.

Unter der Internetadresse www.praeven-

tion.nrw.de ist nun ressortübergreifend

ein quantitativer Überblick über die Prä-

ventionsaktivitäten des Landes Nordrhein-

Westfalen möglich. Daher wurde der bis-

her in der Datenbank des BKA befindliche

Datenbestand der Polizei NRW in die Lan-

despräventionsdatenbank überführt.

Hier finden jetzt zusätzlich zu den poli-

zeilichen Projekten auch Aktivitäten aus

den Bereichen Kommune, Schule, Sucht-

prophylaxe und Kinder- und Jugendhilfe

Berücksichtigung.

www.praevention.nrw.de



keine Belohnungen oder Geschenke in

Bezug auf sein Amt annehmen. Ausnah-

men bedürfen der Zustimmung des

gegenwärtigen oder des letz-

ten Dienstvorgesetzten.“ Zur

Konkretisierung dieser Norm

haben Innenministerium und

Finanzministerium Verwal-

tungsvorschriften erlassen, in

denen unter anderem festge-

schrieben wird, wann eine Vor-

teilsgewährung als stillschwei-

gend genehmigt angesehen

wird.

Weitere Hinweise hat die Lan-

desregierung mit dem Gemein-

samen Runderlass vom 12. 4.

1999 bekannt gegeben. Wel-

che Bereiche besonders kor-

ruptionsgefährdet sind oder

welche Indikatoren für eine
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Ko r r u p t i o n s p r ä ve n t i o n
–  M a ß n a h m e n  d e s  I n n e n m i n i s t e r i u m s  

z u r  Vo r b e u g u n g  vo n  F i l z  u n d  
Ko r r u p t i o n  i n  d e r  Ve r wa l t u n g

Das öffentliche Interesse am Thema

Korruption in der öffentlichen Verwal-

tung ist spätestens seit Bekanntwerden

der Machenschaften um die Kölner Müll-

verbrennungsanlage noch größer ge-

worden. Doch Korruption gibt es nicht

nur da, wo es um Millionenbeträge und

große Aufträge geht. Sie beginnt schon

viel früher. Korruption in unserem

Verständnis ist der Missbrauch eines

öffentlichen Amtes bzw. einer ver-

gleichbaren Vertrauensstellung zur Er-

langung eines Vorteils für sich oder

einen Dritten.

Doch die entscheidende Frage ist, wann

beginnt Korruption. Gehören der ge-

schenkte Kalender oder die Kugelschrei-

ber der Firma, die letztes Jahr den einen

oder anderen Auftrag erhalten hatte,

schon dazu? Was ist mit dem Mittagessen

bei der letzten Dienstbesprechung oder

der Mitnahme im Dienstfahrzeug? Wie

gehe ich als Polizeibeamtin oder Polizei-

beamter mit dem 10-Euro-Schein im

vorgezeigten Führerschein um? Das und

vieles andere sind Fragen, die sich heute

für Beschäftigte in der öffentlichen Ver-

waltung stellen, denn der Verdacht von

korruptivem Verhalten ist derzeit schnell

entstanden. Und leider gibt der Gesetz-

geber keine endgültige Antwort auf die-

se Fragen.

Das Landesbeamtengesetz sagt in § 76

Folgendes: „Der Beamte darf, auch nach

Beendigung des Beamtenverhältnisses,

Korruptionsgefahr bestehen, wird dort

ebenso aufgeführt wie die Informations-

stelle für Vergabeausschlüsse. Der Run-

Marc Pojer und

Jörg Rademacher

– Innenrevision

IM NRW –

erarbeiten

Internetseiten

gegen

Korruption.

Foto. Red.



derlass ist bindend für die gesamte Lan-

desverwaltung und wird den Kommunal-

verwaltungen zur Anwendung empfohlen.

Zur Vorbeugung von Korruption hat das

Innenministerium in seinem Geschäfts-

bereich Innenrevisionen geschaffen.

Durch Prüfungen und Schwachstellenana-

lysen in korruptionsgefährdeten Berei-

chen sollen die Revisoren Mängel in der

Ablauforganisation feststellen und bei

der Umsetzung präventiver Maßnahmen

und Konzepte unterstützend tätig sein.

Innenminister Dr. Fritz Behrens hat in

seinem Ministerium dafür eine Stabsstel-

le eingerichtet, die neben koordinieren-

den Tätigkeiten und Prüfungen im eige-

nen Haus für die Behörden und Einrich-

tungen des Geschäftsbereichs zuständig

sind, die keine eigene Innenrevision in-

stalliert haben. Dies sind z.B. das Lan-

deskriminalamt und die Zentralen Poli-

zeitechnischen Dienste. Eigene Innenre-

visionen bestehen beim Landesamt für

Datenverarbeitung und Statistik und bei

den fünf Bezirksregierungen.

Die so genannten Innenrevisionen II bei

den Bezirksregierungen prüfen auch in

den ihnen nachgeordneten Behörden,

z.B. den Kreispolizeibehörden. Die Innen-

revisionen unterstützen die Behördenlei-

tungen dabei insbesondere in der Dienst-

aufsicht und leisten Hilfestellung, wenn

es darum geht, erkannte Schwachstellen

in korruptionsgefährdeten Bereichen zu

beseitigen. Dies wird in den meisten Fäl-

len durch Empfehlungen für Änderungen

in der Ablauforganisation geschehen,

z.B. die Trennung von Bedarfs- und Be-

schaffungsstelle, systematische Personal-

rotation oder Einführung des Vier-Augen-

Prinzips.

Wichtiger Bestandteil der Vorbeugung ist

die Fortbildung und Sensibilisierung der

Beschäftigten. Die Fortbildungsakademie

in Herne bietet einen Lehrgang „Korrup-

tionsprävention“ an, weiterhin sollten re-

gelmäßige Besprechungen über die In-

strumente der Korruptionsbekämpfung

informieren.

Persönlich sollte sich jeder an folgenden

Hinweisen orientieren:

● Das eigene Verhalten sollte deutlich

machen, dass Korruption nicht gedul-

det wird.

● Maßnahmen und Entscheidungen müs-

sen transparent und jederzeit nach-

vollziehbar sein.

● Dienst ist Dienst und Schnaps ist

Schnaps. Dienstliches und Privates

sollten unbedingt getrennt werden.

Das heißt insbesondere, dass Ver-

wandte oder Bekannte nicht bevorzugt

werden und dienstliche Informationen

nicht im privaten Bereich bekannt ge-

geben werden. Außerdem bedeutet es,

dass nahezu alle Nebentätigkeiten der

Personalstelle angezeigt werden müs-

sen. Zur Klärung der Anzeigepflicht

sollte grundsätzlich Kontakt mit der

Personalstelle aufgenommen werden.

● Vorgesetzte werden umgehend infor-

miert, wenn ein Korruptionsverdacht

nahe liegt.

Informationen über die Tätigkeiten der

Innenrevisionen und über die Korrup-

tionsbekämpfung können im Internet auf

der Seite www.im.nrw.de/korruptions-

bekaempfung abgerufen werden. Dort

können auch die in diesem Artikel ge-

nannten Vorschriften eingesehen werden.

Außerdem steht das Faltblatt der Innen-

revision über das Thema Korruptionsbe-

kämpfung zum Download bereit. Dieses

Faltblatt enthält eine Antwortkarte, mit

der jeder seine Meinung zum Thema

äußern kann und soll. �
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rium für Verkehr. Besonders schockierend

empfanden die Ermittler, dass eigentlich

die zur Kontrolle zuständigen Beamten in

übergeordneten Dienststellen mit in die

organisierten Korruptionsgeflechte ein-

gebunden waren und je nach Beteili-

gungsgrad die Korruptionsgelder anteilig

verteilt wurden.

Als dann im Frühjahr 1994 die überregio-

nalen Sachverhalte und die flächenmäßi-

ge Ausbreitung der Korruptionssachver-

halte zunahmen, wurden im Juni 1994

die weiteren Ermittlungen vom Dezer-

nat 12 „Organisierte Kriminalität“ des

Landeskriminalamtes mit personeller Zu-

sammensetzung von Beamten der Kom-

mission übernommen. Neben der Ab-

arbeitung der Ermittlungskomplexe „LVR“

wurden in der Folgezeit neue Korrup-

tionssachverhalte aus dem Bereich des

„LWL“, mehrerer Kommunen sowie aus

dem Polizeibereich bearbeitet.

Beim Landschaftsverband Westfalen-Lip-

pe kam es ebenfalls zur Aufdeckung über-

regionaler Korruptionssachverhalte, die,

parallel zum LVR, auch auf die gute Zu-

sammenarbeit mit den Rechnungsprü-

fungsämtern der Landschaftsverbände

zurückzuführen waren.

Im Jahre 1995/1996 wurde in Zu-

sammenarbeit mit dem Landeskriminal-

amt Niedersachsen und dem Bundeskar-

tellamt ein bundesweit organisiertes

„Markierungskartell“ aufgedeckt. Neben

Bußgeldern wegen kartellwidriger Ab-

sprachen über 24 Millionen DM gegen die

beteiligten Firmen und deren Verant-

wortlichen wurden gleichzeitig Mitarbei-

ter des Landschaftsverbandes und von

Tiefbauämtern aus verschiedenen Ruhr-

gebietsstädten der Korruption überführt.

Durch einen Zufallsfund bei einem betei-

ligten Amtsträger, bei diesem wurden am

Durchsuchungstag durch einen Postboten

Geschenkgutscheine einer Beschilde-

rungsfirma abgegeben, kam es dann im

Herbst 1996 bis Mitte 1997 zur Aufde-

ckung eines bundesweit operierenden

„Schilderkartells“. Neben mehrjährigen

Haftstrafen für Firmenverantwortliche

und Amtsträger verschiedener Dienst-

stellen wurden auch hier Bußgelder über

4 Millionen DM wegen der kartellwidrigen

Absprachen durch das Bundeskartellamt

ausgesprochen.
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E r m i t t l u n g s k o m m i s s i o n  
„ Au to b a h n “

–  1 0  J a h re  e r f o l g r e i c h e  
Ko r r u p t i o n s b e k ä m pf u n g

Als am 15. März 1992 zwei Beamte der

Autobahnpolizei Neuss 33 verrostete Öl-

fässer, gefüllt mit ölhaltigen Abfällen, im

Bereich einer Autobahnanschlussstelle an

der A 46 fanden, ahnte noch niemand,

dass damit der größte Korruptionsskandal

bei den Landschaftsverbänden Rheinland

und Westfalen-Lippe seinen Anfang

nahm. Neben den zum Teil leckgeschla-

genen Ölfässern wurden in dem „Auto-

bahnohr“ größere Bauschuttablagerun-

gen (über 10 000 Tonnen) festgestellt,

die ebenfalls eine Gefährdung der Um-

welt darstellten. Verantwortlich für die

Ablagerungen war u.a. der Leiter einer

Autobahnmeisterei in korruptiver Zu-

sammenarbeit mit den Geschäftsführern

einer Abbruchfirma.

Als dann andere, weitere Umwelttatorte

entdeckt wurden und der für Korrup-

tionsdelikte typische „Dominoeffekt“ ein-

trat, d.h. die Anzahl der involvierten

Amtsträger und beteiligten Firmenver-

antwortlichen nahm rapide zu, führte

dies im April 1992 zur Einsetzung der Er-

mittlungskommission „Autobahn“ bei der

Kreispolizeibehörde Neuss durch die Be-

zirksregierung Düsseldorf.

Die sechsköpfige Kommission ermittelte

bald in vielen Dienststellen des Land-

schaftsverbandes Rheinland. Betroffen

waren Straßen- und Autobahnmeistereien,

Landesstraßen- und Autobahnämter, die

Zentralverwaltung des Landschaftsver-

bandes und letztlich das Bundesministe-

1992 erregten

Korruptions-

skandale im 

Bereich 

Meerbusch und

Neuss die Nation.



Parallel zu diesen weiteren bundesweiten

Ermittlungen übernahm die Ermittlungs-

kommission im Sommer 1997 einen gänz-

lich anders gelagerten Sachverhalt.

Ein Bürger erstattete Anzeige gegen

einen stellvertretenden Stadtdirektor und

Baudezernenten, weil dieser 50 000,– DM

für eine Baugenehmigung gefordert ha-

ben sollte. Durch fast einjährige Vorer-

mittlungen, u. a. aufwändige Finanzer-

mittlungen, konnte letztlich nachgewie-

sen werden, dass ein Großinvestor den

Amtsträger über Jahre, auf dessen Forde-

rungen hin, mit über einer Millionen DM

bestochen hatte, um Bauvorhaben zu re-

alisieren. Der Amtsträger wurde zu einer

mehrjährigen Haftstrafe verurteilt, die

Bestechungssumme von 640000,– DM im

nicht rechtsverjährten Zeitraum wurde im

Rahmen der Gewinnabschöpfung für

verfallen erklärt. Der Investor erhielt

eine zweijährige Bewährungsstrafe und

300 000,– DM Geldbuße.

Insbesondere auf Grund dieses Sachver-

haltes wurde deutlich, dass diese Art der

organisierten Wirtschaftskriminalität nur

durch Spezialisten mit wirtschaftskrimi-

nalistischem „Know-how“ bearbeitet

werden kann. Organisatorisch erfolgte im

September 1998 beim LKA die Schaffung

eines Sachgebietes Umwelt und Korrup-

tion beim Dezernat 14 – Wirtschafts-

kriminalität.

Im aktuellen Verfahren „Beschaffung

von Telekommunikationsgeräten“ wurde

wiederum deutlich, dass Korruption we-

der auf besondere Gewerke (z. B. Bau-

wirtschaft) noch auf spezielle Verwal-

tungsbereiche zu begrenzen ist. Betrof-

fen ist hier der Telekommunikationsüber-

wachungsbereich bei den Sicherheits-

behörden. Bundesweit kam es hier zu

korruptiven Handlungen in Polizei- und

Sicherheitsbehörden.

Da die „EK-Autobahn“ weiterhin besteht,

konnte diese Ende April auf ein zehnjäh-

riges Bestehen zurückblicken. Dies war

Anlass genug, ein kleines „Jubiläum“ zu

feiern. Zahlreich erschienen Vertreter der

verschiedenen Rechnungsprüfungsämter,

der Kartellbehörden, der Innenrevision,

der Landschaftsverbände, Dezernen-

ten/Innen der Schwerpunktstaatsanwalt-

schaften, aktive und ehemalige Mitglie-

der der „EK“, Vertreter der Kreispolizei-

behörde Neuss sowie Kollegen/Innen, die

über Jahre die „EK“ unterstützten. Der

stellvertretende Behördenleiter des Lan-

deskriminalamtes, Herr LKD Gatzke, über-

brachte die Glückwünsche der Behörden-

leitung. Herausgehoben wurde u.a. die

intensive Unterstützung der Kreispolizei-

behörden bei der Bearbeitung von Kor-

ruptionsdelikten durch die „EK“ und das

Einbringen in die Prävention durch Ge-

stellung von Referenten zu diesem The-

menbereich. Herr Gatzke bezeichnet die

„EK“ auch als Ausbildungsdienststelle für

den Bereich der Korruption in NRW und

dankte für das hohe Engagement der ein-

gesetzten Beamten/Innen.

Franz-Josef Meuter, LKA NRW
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Die weiterhin

erfolgreiche 

„EK Autobahn“

feiert ihr 

10-jähriges

Jubiläum.
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Mein Gastgeber hat mich auch gleich

nach meiner Ankunft gebeten, mitge-

brachte Gegenstände, die Rückschlüsse

auf meinen Beruf zulassen, in seinem

Haus nicht offen liegen zu lassen, weil

einige Handwerker dort Arbeiten durch-

führten. Die Uniform von Sergeant Mc

Call habe ich während meines Aufenthalts

nicht gesehen. Uniformteile, die seine

Ehefrau in der Waschmaschine gewaschen

hatte, wurden geradezu konspirativ auf

dem Dachboden und nicht im Garten ge-

trocknet.

Als Sergeant McCall an den folgenden Ta-

gen mit mir einige Ausflüge nach Antrim

und Fermanagh machte und mir die wie

Festungen ausgebauten Polizeistationen

zeigte, konnte ich mir die schwierige

Situation der Polizei vorstellen. Die von

hohen Mauern umgebenen und mit

Stacheldraht und Beobachtungstürmen

versehenen Polizeistationen, deren Ein-

fahrten mit automatischen Fahrzeugsper-

ren und Stahltoren gesichert waren, un-

terschieden sich extrem von allen Polizei-

gebäuden, die ich bisher in meinem Le-

ben gesehen hatte. Für Fremde war nur

anhand des Polizeiemblems und an den

uniformierten, mit Schutzweste und MP5

ausgestatteten Kontrollposten erkennbar,

dass es sich um eine Polizeistation han-

delt.

Nachdem wir auf dem Rückweg von einem

Ausflug irgendwo im unbewohnten länd-

lichen Nichts von Fermanagh auf einen

vehicle check point (Fahrzeugkontroll-

punkt) zufuhren, beschlich mich ein be-

klemmendes Gefühl, als mich Sergeant Mc
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N o rd i r l a n d
–  d e r  F r i e d e n s p ro z e s s  u n d  s e i n e  

Au s w i r k u n g e n  a u f  d i e  Po l i z e i

Als ich meinen IPA-Kollegen, Sergeant

Erne McCall, zum ersten Mal in Nordir-

land besuchte, hatte ich ein durch un-

sere Medien vorgeprägtes Bild von Bom-

benterror, Bürgerkrieg und Gewalt in

meinem Kopf, das sich schon auf mei-

nem Flug nach Belfast konkretisierte,

als ich mit meiner Sitznachbarin ins Ge-

spräch kam und ihr beiläufig erklärte,

dass ich Polizeibeamter bin und einen

befreundeten Kollegen besuche. Das ist

nun schon lange her, aber ich habe die

Antwort der netten, älteren Dame, die

sich über meine Offenheit wunderte, bis

heute nicht vergessen. Sie warnte mich

förmlich, nirgends zu erzählen, dass ich

Polizeibeamter sei.

Michael Morenz

hospitierte im

nordirischen

Newtownards,

hier mit seinem

Gastgeber

Sergeant 

Erne Mc Call.



Call auf die Kontrollstelle, die auf einer

leichten Anhöhe eingerichtet war, auf-

merksam machte. Er forderte mich so-

gleich auf, meine Videokamera, mit der

ich die seenreiche Landschaft filmte, aus-

zuschalten und mich ruhig zu verhalten.

Auf dem weiteren Weg zum Kontrollpunkt

passierten wir zunächst einen im Stra-

ßengraben liegenden Soldaten, der uns

mit seinem Maschinengewehr im Visier

hatte. Wenige Meter weiter stoppte uns

ein uniformierter Beamter der Royal

Ulster Constabulary. Er wurde von zwei

weiteren, mit Maschinengewehren be-

waffneten britischen Soldaten gesichert.

Als wir nach der Überprüfung weiterfuh-

ren, passierten wir einige Meter weiter

erneut einen in Deckung liegenden

Soldaten, der die Kontrollstelle aus der

anderen Richtung sicherte.

Diese Erlebnisse liegen schon lange zu-

rück, aber ich kann mich noch gut an

mein Bild von der nordirischen Polizei er-

innern, dass durch meine ersten Erleb-

nisse in Nordirland geprägt wurde. Ich

habe damals erfahren, wie wichtig es sein

kann, dass Polizeibeamte in der Nachbar-

schaft von Polizeibeamten wohnen und

festgestellt, dass sich der Freundeskreis

vieler Polizeibeamter auch aus Polizei-

beamten oder Gefängnisbediensteten

zusammensetzt. Ich habe erlebt, wie

schwierig die Situation für schulpflichti-

ge Kinder von Polizeibeamten war, die in

der Schule den Beruf des Vaters oder der

Mutter verheimlichen mussten. Ich erin-

nere mich an viele Polizeibeamte, die mir

damals erzählten, dass sie Kollegen und

Freunde bei Terroranschlägen verloren

haben.

Sicherlich passten diese Erlebnisse in das

auf Gewalt und Bürgerkrieg reduzierte

Bild in meinem Kopf. Ich habe aber auch

die Erfahrung gemacht, dass dieses Bild

nur die halbe Wahrheit über ein land-

schaftlich wunderschönes Land war, in

dem ich auch damals schon überwiegend

hilfsbereite, gastfreundliche und nette

Menschen traf. Aus vielen Begegnungen

sind tiefe Freundschaften geworden.

Als ich im Januar dieses Jahres auf Ein-

ladung der nordirischen Polizei nach

Nordirland reiste, um in Newtownards bei

der jüngst umbenannten nordirischen Po-

lizei „Police Service of Northern Ireland“

für die Dauer von 14 Tagen zu hospitie-

ren, beschäftigten mich natürlich all mei-

ne Erinnerungen, zumal vorgesehen war,

dass ich für die Dauer meiner Hospita-

tion im Wach- und Wechseldienst meine

eigene Uniform tragen sollte.

Da sich die extremen Unruhen in der Ver-

gangenheit vornehmlich in den großen

Städten wie Newry, Londonderry und Bel-

fast abgespielt und sich die allgemeine

Situation durch den – wenn auch nur

langsam und stockend – voranschreiten-

den Friedensprozess im Nordirland-Kon-

flikt verbessert hatten, gab es meiner-

seits keine Vorbehalte und ich freute

mich auf die Möglichkeit, bei diesem Auf-

enthalt neue Erfahrungen sammeln zu

können.

Nachdem mich Sergeant McCall, der sich

maßgeblich für die Möglichkeit meiner

Hospitation eingesetzt hatte, am Anrei-

setag vom Flughafen in Belfast abgeholt

und mich bei sich zu Hause unterge-
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bracht hatte, fiel mir ein Bild auf, dass

ihn bei der Verleihung der „long service

medal“ in seiner RUC-Uniform zeigte. Vor

wenigen Jahren noch hätte dieses Bild

dort nicht gehangen.

Das „press office“ (Pressebüro der Poli-

zei) hatte mit der Meldung über die Hos-

pitation eines deutschen Polizeibeamten

informiert und dafür gesorgt, dass mein

erster Tag im DUC Ards (District Comand

Unit Ards) vom Medieninteresse geprägt

war.

Bevor ich zwei Tage später zunächst für

sieben Nachtdienstschichten vorgesehen

war, hatte ich die Möglichkeit, verschie-

dene kriminalpolizeiliche Dezernate zu

besuchen und mir einen groben Überblick

über deren Organisationsstruktur zu ver-

schaffen.

Im Verlauf der Wechseldienstschichten

habe ich festgestellt, dass die Fläche der

DCU Ards mit dem Inspektionsbereich

meiner Heimatbehörde vergleichbar ist

und sich die „normale“ Polizeiarbeit nicht

wesentlich unterscheidet. Als überwie-

gende Einsatzanlässe waren Familien-

streitigkeiten, Pkw-Diebstahl, Einbruch-

diebstahl, Verkehrsstraftaten, Hilfeersu-

chen, Sachbeschädigungen und Brände

zu bearbeiten – also polizeilicher Alltag

wie fast überall auf der Welt. Ich hatte

allerdings den Eindruck, dass die „Klein-

kriminalität“ im Vergleich zu unserer Sta-

tistik einen deutlich höheren Anteil am

Gesamteinsatzaufkommen hatte. Pkw-

Diebstähle und sogenannte „Joyraider“

sind nach Angaben der Kollegen im DCU

Ards an der Tagesordnung.

Wirklich herausragende Ereignisse gab es

im Grunde nicht, abgesehen vom Schuss-

waffengebrauch eines Polizeibeamten,

der sich nicht im Dienst befand und wäh-

rend meines ersten Nachtdienstes mit

seiner Dienstwaffe auf zwei Personen

geschossen hatte, die versuchten, in sein

Haus einzudringen. Die ersten Ermittlun-

gen ergaben, dass dieser Polizeibeamte

offenbar seit Jahren Drohungen von Ex-

tremisten erhielt.

Auch der Unfrieden in einigen Wohnge-

bieten der „working class“, führte in ei-

ner anderen Nacht zu einem Einsatz, als

mit einem Benzinbrandsatz das Fahrzeug

einer älteren Frau in Brand gesetzt wur-

de. Für meine nordirischen Kollegen All-

tagsgeschäft. Nach deren Erfahrung kann

die Begehung solcher Straftaten schon

dadurch ausgelöst werden, weil eine

Familie das Kind einer anderen Familie

beschimpft hat.

Am Ende meiner Hospitation hatte ich

den nordirischen Polizeialltag der DCU

Ards erlebt und festgestellt, das er sich

trotz vieler Gemeinsamkeiten von unse-

rem deutlich unterscheidet. Die Gründe

dafür sind sehr vielschichtig.

Ich meine, dass die Ausstattung der

Polizei – zumindest im Bereich der DCU

Ards – nicht zufriedenstellend ist. Die im

Jahr 1971 eröffnete Dienststelle ver-

mittelte mir den Eindruck, dass nach der

Einweihung des Gebäudes keine Mittel für

dessen Instandhaltung aufgewendet wur-

den. Polizeistationen in Nordirland sind
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mit Dienstgebäuden, wie wir sie kennen,

überhaupt nicht vergleichbar.

Der deutlichste Unterscheid im Polizeiall-

tag offenbarte sich allerdings in der spür-

baren Ablehnung der Polizeibeamten, de-

nen trotz korrektem, freundlichem und

hilfsbereitem Auftreten eine unglaubli-

che Respektlosigkeit entgegengebracht

wurde.

Das problematische Verhältnis zwischen

Polizei und Bevölkerung trägt ganz sicher

nicht zur Berufszufriedenheit der Polizei-

beamten bei. Die langsam beginnende

Umsetzung der Forderungen aus den Frie-

densgesprächen nach einer Reformierung

der nordirischen Polizei führt zu massiven

Einschnitten und grundlegenden Verän-

derungen. Die Forderung, den Anteil von

katholischen Polizeibeamten zu erhöhen,

war unabdingbar mit der Umbenennung

der  Royal Ulster Constabulary verknüpft.

Die Änderung der Uniform und des Em-

blems sind weitere Vorgaben, die sich in-

zwischen in der Umsetzungsphase befin-

den. Und irgendwie hängen die Ursachen

dieser Forderungen ja auch mit der Ak-

zeptanz der Polizei zusammen und haben

damit letztendlich auch einen geschicht-

lichen Ursprung.

In dieser schwierigen Phase der Neu-

orientierung der Polizei wird die Perspek-

tivlosigkeit und Verunsicherung vieler

Kollegen spürbar. Während meiner Strei-

fenfahrten und auf etlichen Polizeista-

tionen ergaben sich immer wieder Gele-

genheiten zu Gesprächen mit Kollegen,

die offen über ihre Entrüstung sprachen

und sich in der Institution Polizei über-

haupt nicht mehr wohlfühlten. „Wir wer-

den von unseren Vorgesetzten und von

der Regierung unserer Identität beraubt“,

oder „Wir waren einmal eine gute Poli-

zei – aber heute. . .“ und dann ein Ab-

winken mit dem Arm. Die Umbenennung

der Polizei, die Änderung der Uniformen,

die Entlassung der älteren Kollegen und

die Rekrutierung neuer Polizisten, unter

denen sich – wie ein Kollege befürchte-

te – auch ehemalige IRA-Aktivisten be-

finden könnten, sind für eine Polizei mit

dieser Vergangenheit gravierende Verän-

derungen.

Wenn man bedenkt, dass die Probleme

der Polizei mit der Installation eines

„Oumbudsman“, noch größer werden

können, finde ich es bemerkenswert, mit

welchem polizeilichen Selbstverständnis

viele Kollegen ihre polizeilichen Aufga-

ben nach wie vor gewissenhaft und vor-

schriftsmäßig erfüllen.

Das Büro eines „Oumbudsman“ ist eine

neutrale Stelle, bei der alle Beschwerden

von Bürgern über die Polizei überprüft

werden. Es ist keine Frage, dass polizei-

liche Maßnahmen überprüfbar sein müs-

sen, aber durch die Vielzahl der öffent-

lichen Hinweise auf diese neu geschaffe-

ne Institution entsteht bei vielen Beam-

ten das Gefühl, dass damit regelrecht

Werbung betrieben wird und niemand

mehr hinter der Polizei steht.

Es steht mir nicht zu, den Sinn dieser

Einrichtung zu thematisieren. Die öffent-

lichen „Redeschlachten“ zwischen dem

Büro des „Oumbudsman“ und dem Chef

der nordirischen Polizei waren während

meines Aufenthalts in Nordirland Tages-

thema. Der Druck auf die Polizei ist mit

dieser Einrichtung nochmals enorm ge-

wachsen.

Nach meinen beeindruckenden Erlebnis-

sen und Eindrücken wuchs in mir das

Interesse, mehr über die Hintergründe

des Nordirland-Konflikts und zu erfahren,

zumal ich während meiner Hospitation

nicht alle Antworten auf meine Fragen

fand.

Fortsetzung folgt.

Michael Morenz,

Polizeiinspektion Lemgo
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� ANTI-MESSER-
HANDSCHUHE
Außen 
Leder, innen
Spectra
(super-
resistent)
oder Kevlar,
schützt Ihre
Hände bei
Messer-
angriffen. 
Größen: S–XXL.
Kevlar-RFK 300
Best.-Nr.: 5536 41,– €
Spectra-FM 2000
(schnittfester als Kevlar)
Best.-Nr.: 4526 47,– €

Besuchen Sie uns:
Mo. bis Fr.: 10.00 bis 18.00 Uhr

Sa.: 10.00 bis 14.00 Uhr
�

Neuen Farbkatalog 
abholen oder anfordern:

ENFORCER GmbH
Ubstadter Straße 36

76698 Ubstadt-Weiher
Tel. (0 72 51) 96 51-0
Fax (0 72 51) 96 51-14

Filiale BERLIN: Rankestr. 14
Lieferungen nur an Behörden,

Sicherheitsdienste
und deren Angehörige!

� SPRECHEINRICHTUNG
mit Lautsprecher/Mikro-Funktion. An-
schlussstecker passend für Bosch FuG
10 a/13 a (BOS). Diese Sprecheinrichtung
ersetzt die Sprechtaste am Funkgerät, so-
dass das Funkgerät in der Tasche bleibt.
Best.-Nr.: 4490 52,50 €

OHRHÖRER-ANSCHLUSS
passend z. B. für Sprecheinrichtung 4490.
So können Passanten den Funkverkehr
nicht mithören. Mit Zusatzbügel für das an-
dere Ohr, 3,5 mm Stecker.
Best.-Nr.: 4488 22,– €

� POLIZEI-AUS-
RÜSTUNGS-TASCHE
Viele Fächer, Nylon/Cordura

Best.-Nr.: 4468 56,80 €

Schriftzug Polizei, Best.-Nr.: 4205

17,50 €



Es handelt sich um die 

Siegburger

Erfassungs- und

Rechercheanwendung zur

Verkehrs-

Unfallaufnahme- und 

Sachbearbeitung

als örtliche Anwendung bei GS 3 genutzt.

Diese Software „Siegburger Modell“ stellt

eine einfache, benutzerführende/-unter-

stützende Eingabemaske für die Daten-

eingabe zur Verfügung und erlaubt auf

Grund der Datenmenge und Datenqualität

umfangreiche Auswertungen der Ver-

kehrsunfalldaten.

Da der Einsatz eines VU-Erfassungs- und

Auswertungssystems, das insbesondere

die Fragestellungen im Bereich der ört-

lichen Unfalluntersuchung abdeckt,

zwingend erforderlich war, hat das Innen-

ministerium auf Vorschlag der ZPD mit

Erlass vom 12. 7. 2000– IVD4–8484/47–

seine Absicht bekundet, das „Siegburger

Modell“ landesweit für alle Polizeibehör-

den einzuführen.
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Wa s  i s t  S E RV U S ?
Mit diesem Programm sollen Verkehrs-

unfälle im Wach- und Wechseldienst er-

fasst, im Verkehrskommissariat weiter-

bearbeitet und im Dezernat GS3 ausge-

wertet werden.

In Nordrhein-Westfalen werden zurzeit

Verkehrsunfallanzeigen i.d.R. im Wach-

und Wechseldienst-System erfasst und

ausgedruckt. Die weitere Sachbearbei-

tung findet anschließend durchgängig in

Papierform statt. In der weiteren Bear-

beitung werden die Daten der Verkehrs-

unfallanzeigen bei den örtlichen Daten-

stationen in die Verkehrsunfall-Datei

(VUD 100) eingegeben und auf Plausibi-

lität geprüft. Anschließend kommen die

für die Unfallblattsammlung bestimmten

polizeiinternen Unterlagen zu den Dezer-

naten GS 3. Hier stehen sie für Auswer-

tungen zur Verfügung. Soweit der her-

kömmliche Arbeitsprozess.

Das seit 1997 beim Landrat Siegburg ge-

nutzte Verfahren, das in NRW als „Sieg-

burger Modell“ bekannt ist, wird jetzt

auch von 30 Polizeibehörden des Landes

Mit Erlass – IV D 4/IV C 4 – 8484/47 – vom

5. 9. 2000 wurde durch das Innenminis-

terium NRW der Auftrag erteilt, dass das

„Siegburger Modell“ als IuK-Verbundver-

fahren eingesetzt und um folgende Leis-

tungsmerkmale ergänzt werden soll:

● Erfassung der Verkehrsunfallanzeige im

Wach- und Wechseldienst



● Automatisierte Datenübertragung/Im-

port der erfassten und plausibilisier-

ten Daten in die Auswertedatei und

die VUD

● Automatisierte Erzeugung einer Un-

falltypensteckkarte

Wie geht es weiter?

Die Erfassungsmaske des „Siegburger

Modells“ für eine Erfassung und Bearbei-

tung von Verkehrsunfällen im Wach- und

Wechseldienst im Erfassungsmodul SER-

VUS ergänzt und komplettiert. Das Modul

für die Erfassung von Verkehrsunfällen

war Ende September 2001 auf Basis von

ACCESS 97 fertiggestellt. Da in den ande-

ren Kooperationsländern Thüringen, Bay-

ern und auch in Nordrhein-Westfalen

grundsätzlich nur noch Oracle-Daten-

banken eingesetzt werden, wurde die

SERVUS-Datenbank inzwischen auf Ora-

cle umgestellt.

SERVUS (ACCESS-Version) wurde beim

Landrat Siegburg von Januar bis Mai 2002

als Pilot eingesetzt. Im Juni 2002 wurde

die Oracleversion von SERVUS sowohl in

Siegburg (alle Polizeiinspektionen) als

auch in Bonn (zunächst in der PI Mitte)

in Betrieb genommen. Während dieser

Pilot-Phase sollen Fehler und Unzuläng-

lichkeiten erkannt und beseitigt werden.

Wenn sich SERVUS dann als geeignet er-

weist, muss die Verbundtauglichkeit her-

gestellt und getestet werden. Es soll ein

zentrales Serverkonzept realisiert werden,

d.h. alle dezentralen Eingabestellen

(WuW, VK und GS 3) greifen für die Er-

fassung, Bearbeitung und Auswertung

von Verkehrsunfällen über das CNPol auf

eine zentrale Oracle-Datenbank bei den

ZPD zu.

In diesem Zusammenhang müssen noch

● ein Datenschutz-/Datensicherheits-

Konzept,

● ein Betriebskonzept,

● ein Benutzerhandbuch,

● ein Schulungskonzept und die erfor-

derlichen

● Dokumentationsunterlagen 

erstellt werden, damit das Produkt zerti-

fiziert werden kann.

Die Bereitstellung der Standard- und

Sonderlisten, die bisher im Intranet an-

geboten bzw. per CD versandt werden,

wird bis zur Realisierung anderer Auswer-

tungs- und Recherchemöglichkeiten bei

den ZPD, durch entsprechende Konvertie-

rungen der mit SERVUS erfassten Daten

sichergestellt. Mit einer sukzessiven Ein-

31streife 7–8/2002

Kollege Georg

Küpper, DGL der 

A-Tour, arbeitet 

seit einem Jahr 

mit SERVUS. 

Hier übernimmt 

er Daten einer 

VU-Mitteilung 

in die SERVUS-

Erfassungsmaske.

Fotos: Red.

Ihre Ideen sind gefragt
Ihre Ideen können sich sowohl für die

Verwaltung als auch für Sie lohnen.

Jede konkrete Idee, die der Landesver-

waltung beispielsweise hilft

● überflüssige Aufgaben abzubauen, 

● Arbeitsprozesse zu vereinfachen 

● bürger- und servicefreundlicher zu

werden oder 

● die Arbeitssicherheit zu erhöhen,

kann prämiert werden.

Die Höhe der Prämie richtet sich in er-

ster Linie nach dem Nutzen des Vor-

schlags. Sie beträgt mindestens 150

Euro und höchstens 10 000 Euro. Bei

besonders wertvollen Vorschlägen kann

es im Einzelfall auch mehr werden.

Vorschläge können nicht

berücksichtigt werden, wenn

● sie Teil Ihrer dienstlichen Aufgaben

sind oder im Rahmen eines konkre-

ten Arbeitsauftrags entstanden sind, 

● nur allgemeine Anregungen enthal-

ten oder Änderungen des Bundes-

rechts voraussetzen,

● nur Ausführungen zu politischen

Zielrichtungen enthalten oder be-

reits länger als 2 Jahre umgesetzt

sind.

Ihre Vorschläge können Sie uns auf

unterschiedlichen Wegen zusenden. Sehr

einfach geht es, wenn Sie unser Online-

formular verwenden. Natürlich können

Sie Ihre Vorschläge auch auf dem Post-

weg in einem verschlossenen Umschlag

oder als E-Mail bei der

Zentrale für das

Ideenmanagement NRW

40190 Düsseldorf

E-Mail-Adresse:

ideenmanagement@im.nrw.de

einreichen. Weitere Infos im Internet un-

ter http://www.im.nrw.de/inn/141.htm

oder im Intranet der Landesverwaltung

http://lv.im.nrw.de/

ideenmanagement/vorschlaege.htm.



führung des Erfassungsmoduls SERVUS in

den Kreispolizeibehörden und bei der

Autobahnpolizei kann voraussichtlich ab

September dieses Jahres begonnen wer-

den. Die Einführung erfolgt nach den Re-

gularien der IuK-Verbundverfahren.

Für Auswertungen und Recherchen der

auf Oracle-Datenbasis erfassten VU-Da-

ten, muss das vorhandene ACCESS-Aus-

wertungsmodul bearbeitet und angepasst

werden. Damit soll ab August 2002 be-

gonnen werden. Mit einer Fertigstellung

dieses Moduls ist nicht vor Frühjahr 2003

zu rechnen. Eine WEB-basierte Realisie-

rung soll verschiedene Standardauskünf-

te und einfache Recherchemöglichkeiten

von zugelassenen PC der KPB ermög-

lichen.

Um Doppeleingaben zu vermeiden, wird

bis zur Fertigstellung der vorgenannten

Lösungen eine Konvertierungsmöglich-

keit für SERVUS-Daten angeboten, sodass

diese mit dem „Siegburger Modell“ aus-

gewertet werden können.

Voraussetzungen für den Einsatz 

von SERVUS

SERVUS ist auf allen PC in einem umge-

setzten NT-Domänenkonzept ablauffähig.

Folgende Voraussetzungen sind daher zu

erfüllen:

● Das NT-Domänen-Konzept sollte um-

gesetzt sein

● Alle Dienststellen, die Verkehrsunfall-

Daten bearbeiten, sollten in dieser

Domäne angebunden sein

● Zeitnahe Schulung der Anwender vor

dem Einsatz von SERVUS

(Der Einsatz wird rechtzeitig mit den

Behörden abgestimmt. Schulungen

werden voraussichtlich durch die Schu-

lungsträger, z.B. PFI Neuss, angebo-

ten werden.)

● Bereitstellung von Ortsdaten/Straßen-

daten.

SERVUS und IGV-P

Der Einsatz von SERVUS ist bis zur lan-

desweiten, flächendeckenden Ausstat-

tung mit IGV-P vorgesehen. Im Rahmen

der flächendeckenden Ausstattung durch

IGV-P wird SERVUS sukzessive abgelöst.

IGV-P wird die Funktionalität von SERVUS

umfassen. Eine spätere Übernahme der in

SERVUS erfassten Daten nach IGV-P ist

vorgesehen. Die Behörden, die nicht mit

dem VVW-Modul von IGV-P (ehemals AVV)

arbeiten, sollen als erste mit SERVUS
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ausgestattet werden. Eine Ausstattungs-

reihenfolge wird mit dem Innenministe-

rium festgelegt. Um die Einmalerfassung

zu gewährleisten, wird für die Behörden,

die ihre Verkehrsunfälle über IGV-P ein-

geben und bearbeiten, eine Konvertie-

rungsmöglichkeit zur VUD100 und zum

SERVUS-Auswertungsmodul vorgesehen.

Zugriff über das Intranet der 

Polizei NRW

Sollten wir Ihr Interesse geweckt haben?

Mehr Informationen zum Projekt SERVUS

finden Sie über die Hauptseite des Intra-

nets http://pol.polizei.nrw.de, im Ordner

Landesprojekte. Neben allgemeinen In-

formationen zum Projekt erhalten Sie

auch Angaben über den Aufbau der Orts-

daten, die in SERVUS Verwendung finden

sollen. Selbstverständlich  können Sie

auch Fragen zum Projekt einstellen und

finden ggf. schon eine Anwort vor.

Dieter Milch, ZPD NRW
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Telefon (02 11) 73 57-6 33 • Telefax (02 11) 73 57-5 07

TOP-Finanzierung
➞ Beamten-Darlehen 12 Jahre 5,95% effektiver Jahreszins 6,53%

mit garantiertem Festzins 20 Jahre 6,35 % effektiver Jahreszins 6,97%

Andreas Wendholt
Kapital- und Anlagevermittlung

Prälat-Höing-Straße 19
46325 Borken

TEL.-NULLTARIF: 0800-3310 332
Telefax: (0 28 62) 36 04
E-Mail: info@top-finanz.de
Internet: www.top-finanz.de

• Sondertilgungen und Laufzeitverkürzungen möglich •

➞ Angestellten-Darlehen (sehr günstige Vorsorgedarl., LV- u. Beamtendarl., langfr. Kredite u. Hypotheken.)
Fordern Sie Ihr TOP-Angebot kostenlose Abwicklung auf dem Postweg

Beispiele für 32jährige – 20 Jahre Laufzeit – jew. inklusiv Lebensvers.-Beitrag:
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40 000,– € monatl. 358,45 € 50 000,– € monatl. 448,10 €

für jeden Verwendungszweck
u. a. Bargeld zum Ablösen von teueren
Krediten oder überzogenen Girokonten

● Gesamtentschuldung zum Hypothekenzinssatz, besonders geeignet 
zur Ablösung teurer Darlehensverpflichtungen, Ratenbelastung dadurch
um etwa die Hälfte niedriger, zusätzliche Barauszahlung möglich.

● Darlehen für Beamte und unkündbar öffentl. Bedienstete
Laufzeiten zwischen 10 und 20 Jahren, effektiver Jahreszins ab 6,49% 
fest für Gesamtlaufzeit.

● Öffentlicher Dienst: nach Dienstdauer Sonderkontingente.
● Baufinanzierung für Neu- und Bestandsimmob. bis 100% zzgl. Erwerbsnebenkosten
● auskunftsfreie Auslandskredite
● Kredite für die Hausfrau

Sie arbeiten im
öffentlichen Dienst?
. . . nutzen Sie Ihren Vorteil !

Exklusiv für Sie:
Spezial-Kredite mit langen
Laufzeiten und niedrigen
Raten. Bis zum 20fachen
Monatseinkommen.
Schnellste Abwicklung.

Bereits laufende Kredite
können ggf. abgelöst werden
(wir führen jedoch keine
Rechtsberatung durch). 
Zusatzkredite, KFZ-Finanzie-
rungen und und und

SPEZIAL-KREDIT-PROGRAMME
Die großzügige Darlehensvermittlung
80336 München · Goethestraße 3, direkt am Hauptbahnhof

EUROMUENCH � 0 89/59 15 27
� Attraktive Immo-Finanzierungen für Neu-, Aus- und Umbau sowie Kauf –

mit 4,5% variabel, effektiv 5,15%
� Festzinsdarlehen bis 100 000,– € mit Laufzeitanpassung an die derzeitigen wirtschaftlichen

Verhältnisse – auch Tilgungsaussetzung bei entsprechender Bonität möglich
� Nebenherkredite, Teilvalutierungen sogar ohne Partner und Kreditauskunft, bis 20 000,– €

Angebot

ZPD  NRW Auss te l l e r  au f  Fa chmesse
Die internationale Fachmesse für Polizei-

und Spezialausrüstung GPEC 2002 fand

zum zweiten Mal in Münster statt

(www.gpec.de). Mehrere hundert Fach-

firmen aus dem In- und Ausland stellten

ihrer Produkte in der Halle Münsterland

aus. Die Palette der Aussteller reichte

von Einsatzfahrzeugen über Spezialsoft-

ware bis hin zu Vorführungen von neuen

Schutzprodukten (Schlagstöcke, Fang-

netze, Waffen etc.).

In der Halle Mitte führten die ZPD NRW

einem interessierten Publikum die von ihr

entwickelte Software Findus (siehe Strei-

fe 6/2002) und Gesa 2000 vor. Beide Pro-

gramme werden erfolgreich im realen Ein-

satzbetrieb der Polizei NRW genutzt.

Die Produktpalette Findus ist ein Werk-

zeug zur strukturierten Erfassung und

Wiedergewinnung von Straftaten und Er-

eignissen. Gesa 2000 ermöglicht eine

professionelle und effektive Einsatzbear-

beitung für Gefangenensammelstellen bei

polizeilichen Großeinsätzen. „Streife“

wird in einer ihren nächsten Ausgaben

darüber berichten. �
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Gewinnen Sie mit „Streife“ einen

Gutschein für 2 Personen (Doppel-

zimmer) 5 x Übernachtungen – 5 x

Frühstück im Ebeltoft Park-

hotel***.

Testen Sie Dänemarks guten

Riecher für vielseitige Urlaubs-

erlebnisse und genießen Sie den

Sommer in Ebeltoft, eine der

schönsten und romantischsten

Städte Dänemarks. „Schulter an

Schulter“ liegen hier die alten

Fachwerkhäuser, Stockrosen ran-

ken sich an den Hausmauern em-

por und mit Kopfsteinen gepfla-

sterte Gassen durchziehen das

Stadtbild. Kinderfreundliche Ba-

destrände laden zum Sonnetanken

ein und in der Umgebung locken

beliebte Ausflugsziele wie Djurs

Sommerland, der Randers Regen-

wald, das Kattegat Center und die

Fregatte Jylland mit faszinieren-

den Abenteuern. Das schöne 3-

Sterne-Ebeltoft-Parkhotel erwartet

Sie nur wenige Minuten Fußweg

von der Altstadt und nur 50 m

vom Strand entfernt. In Ebeltoft

haben Sie in jedem Fall die Nase

vorn!

Weitere Infos zu diesem Preis,

Angebote und Buchung über: DTF

travel GmbH, Tel.: 0800/3838728

(gebührenfrei).

Jetzt nur noch das richtige Lö-

sungwort auf eine ausreichend

frankierte Postkarte bis zum

2. September 2002 einsenden an:

Innenministerium NRW

Redaktion „Streife“

Kennwort: Juli/August

Haroldstraße 5

40213 Düsseldorf

P r e i s r ä t s e l

Ku r z u r l a u b
i n  D ä n e m a r k

m i t  DT F  t ra ve l
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Vo r s c h a u  a u f  d i e  
September -Ausgabe

Redaktionsschluss für die September-Ausgabe ist der 
6. 8. 2002, für die Oktober-Ausgabe der 3. 9. 2002.

Das anonyme Internet?
„Das Internet ist anonym und damit die ideale Spielwiese für Kriminelle!

Und die Polizei kriegt nur die Anfänger, die Guten kriegt sie nie!“

Trifft es zu, dass das Internet ein rechtsfreier Raum ist und die Polizei hier

keine Kompetenz hat? Kollege Helmut Picko versucht in seinem Beitrag

diese Frage zu klären. Er bearbeitet beim PP Köln ausschließlich Delikte

der Computerkriminalität und ist Mitglied der AG „Computerkriminalität“.

Umsetzung der Ergebnisse 
einer Mitarbeiterbefragung 
in der KPB Gelsenkirchen
Das PP Gelsenkirchen hat Juli/August 2001 als eine der ersten Behörden

die durch Erlass eingeführte, landeseinheitliche MAB durchgeführt. Die

Ergebnisse wurden den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Januar 2002

unter Beteiligung des LDS NRW (statistische Auswertung der Fragebögen),

der Fa. context (psychologische Begutachtung) und des Beratungsteams

Steuerung und Führung präsentiert. Überraschend waren Klarheit und

Deutlichkeit im Hinblick auf den Veränderungsbedarf.

„Streife“ berichtet über den Umgang mit den Ergebnissen dieser Mitar-

beiterbefragung.
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I M P R E S S U M

Nordirland – der Friedensprozess
und seine Auswirkungen, 
Teil 2
Kollege Michael Morenz von der PI Lemgo hospitierte in Newtow-

nards/Nordirland. In seinem zweiten Artikel beschreibt er den Friedens-

prozess und seine Auswirkungen auf die Polizei Nordirlands. Dabei

schildert er auf eindrucksvolle Art und Weise persönliche Erlebnisse und

versucht die Wurzeln des Nordirland-Konflikts zu erläutern.



PVAG – dein Freund
und Helfer!

Gut zu wissen, dass Sie jederzeit unsere Spezialver-

sicherer der Polizei, die PVAG-Experten, rufen können,

wenn es um die Ermittlung Ihrer effektiven Absicherung

bzgl. Versicherungen und Altersvorsorge geht. Unser

kompetenter Aufklärungsservice liefert Ihnen beste Lö-

sungsvorschläge.

Informieren Sie sich. Jetzt!

Ein Unternehmen der
SIGNAL IDUNA Gruppe.

Ihre Ansprechpartner in 
Nordrhein-Westfalen

FD Aachen 02 41/4 77 87-0
FD Arnsberg 0 29 31/52 30-0
FD Bielefeld 05 21/5 29 91-0
FD Bochum 02 34/9 37 30-0
FD Bonn 02 28/9 59 50-0
FD Dortmund 02 31/1 35-20 86
FD Düsseldorf 02 11/1 60 02-0
FD Essen 02 01/8 27 79-0
FD Köln 02 21/5 79 91-0
FD Krefeld 0 21 51/84 15-0
FD Mönchengladbach 0 21 61/9 36 90-0
FD Münster 02 51/7 77 71-0
FD Paderborn 0 52 51/17 40-0
FD Siegen 02 71/50 07-0
FD Solingen 02 12/28 07-0
FD Wesel 02 81/1 41-0


